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Gesamtstaatliches Defizit über dem Referenzwert 

Der unabhängige Beirat des Stabilitätsrates stellt fest, dass gemäß BMF-Prognose im Jahr 2026 ein 

übermäßiges Defizit droht. Nach der Prognose dürfte die gesamtstaatliche Defizitquote im laufenden 

Jahr deutlich auf rund 4¼ Prozent des Bruttoinlandsproduktes steigen. Auch unter Berücksichtigung 

der derzeit geltenden nationalen Ausnahme für Verteidigungsausgaben liegt die Quote bei etwa 3½ 

Prozent und damit über dem Referenzwert von 3 Prozent.  

Da der Stabilitätsrat gemäß Beschlussvorschlag ein übermäßiges Defizit befürchtet, sollte er aus 

Sicht des Beirats Anpassungsmaßnahmen vorschlagen. Der Beirat hält es für möglich, die bereinigte 

Defizitquote näher an die 3-Prozent-Grenze heranzuführen oder diese sogar einzuhalten, sofern sparsam 

gewirtschaftet und auf weitere nicht gegenfinanzierte defiziterhöhende Maßnahmen verzichtet wird. 

Beschlussvorlage nicht aktuell 

Die Fiskalprognose des BMF beruht auf der gesamtwirtschaftlichen Projektion der Bundesregierung vom 

Januar 2026. Inzwischen liegt jedoch die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung vor, nach der das 

Wachstum im laufenden Jahr schwächer sein wird. Während die Jahresprojektion noch von einem preis-

bereinigten BIP-Anstieg um 1,0 Prozent ausging, rechnet die Frühjahrsprojektion nur noch mit 0,5 Pro-

zent. Der Beirat sieht dementsprechend Aktualisierungsbedarf bei der Beschlussvorlage für den 

Stabilitätsrat. 

Der Beirat sieht sowohl be- als auch entlastende Faktoren gegenüber der BMF-Prognose. Die 

schwächere wirtschaftliche Entwicklung dürfte sich belastend auf die öffentlichen Haushalte auswirken. 

Andererseits könnten Verteidigungs- und Investitionsausgaben wie in der Vergangenheit hinter den Pla-

nungen zurückbleiben und die Zinsausgaben weniger stark steigen. Der Anstieg der Schuldenquote 

könnte geringer ausfallen als vom BMF angenommen. 

Nettoausgaben wachsen stärker als vereinbart 

Nach der BMF-Prognose steigen die Nettoausgaben des Staates im Jahr 2026 um rund 5¾ Prozent. 

Damit wachsen sie deutlich stärker als die im finanzpolitisch-strukturellen Plan vereinbarte Ober-

grenze von 4½ Prozent. Nur gut die Hälfte dieser Überschreitung ist gemäß BMF-Prognose durch den 

Anstieg der Verteidigungsausgaben erklärt. Gleichwohl sieht der Beirat die europäischen Vorgaben 

für die Ausgabenentwicklung im Jahr 2026 nicht als verletzt an. Grund hierfür ist, dass Deutschland 

im Jahr 2025 die Vorgabe unterschritten hat, sodass am Ende des Jahres ein Guthaben auf dem europäi-

schen Kontrollkonto vorlag. Die EU-Kommission prüft während der Geltung der nationalen Ausnahme 
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nur die kumulierten Buchungen auf dem Kontrollkonto und rechnet den Anstieg der Verteidigungsaus-

gaben gegenüber dem Jahr 2021 gegen. Dadurch ergibt sich für die Jahre 2025 und 2026 zusammenge-

nommen weiterhin ein Guthaben auf dem europäischen Kontrollkonto. 

Schuldenquote steigt deutlich 

Die Schuldenquote steigt nach der BMF-Prognose von 63½ Prozent im Jahr 2025 auf rund 66½ Prozent 

im Jahr 2026. Der Beirat hält diesen Anstieg für möglicherweise überschätzt. Denn die Deficit Debt 

Adjustments (Schuldenentwicklungen, die nicht durch Defizite erklärt sind) erscheinen unter Berücksich-

tigung bekannter Erklärungen zu hoch. Ungeachtet dessen ist durch die absehbar hohen Defizite für einige 

Jahre mit einer stark steigende Schuldenquote zu rechnen. Der Beirat empfiehlt nachdrücklich, den 

Anstieg der Schuldenquote so weit wie möglich zu begrenzen und mittelfristig wieder zurückzu-

führen. 

Die derzeit stark steigenden Defizit- und Schuldenquoten stellen angesichts der besonderen Herausfor-

derungen noch nicht per se eine Gefährdung der Tragfähigkeit der Staatsfinanzen dar. Nach Auffassung 

des Beirats ist eine temporäre Ausweitung der Schuldenquote dann gerechtfertigt, wenn sie zielgerichtet 

zur Verbesserung der Verteidigungsfähigkeit und der öffentlichen Infrastruktur eingesetzt und nicht zur 

Schließung allgemeiner Haushaltslücken genutzt wird. 

Mehr Transparenz und Reform der Haushaltsregeln gefordert 

Der Beirat fordert den Stabilitätsrat auf, die Transparenz hinsichtlich der Projektionen und Er-

gebnisse zu erhöhen. Dazu sollten künftig präzisere und zusätzliche Angaben etwa zu Nettoausgaben, 

Kontrollkonto sowie zu Verteidigungs- und Investitionsausgaben veröffentlicht werden. Auch bezüglich 

der Nachvollziehbarkeit der Deficit-Debt-Adjustments besteht Verbesserungsbedarf. 

Darüber hinaus hält der Beirat die nationalen Haushaltsregeln derzeit nicht für ausreichend wirk-

sam. Die geltenden Regeln sind spätestens ab 2030 nicht mehr mit den EU-Vorgaben für die Nettoaus-

gaben kompatibel und sichern eine nachhaltige Entwicklung der Schuldenquote nicht hinreichend ab. Der 

Beirat sieht daher Reformbedarf und empfiehlt, die angekündigte Reform der Schuldenbremse stabili-

tätswahrend auszugestalten. 
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Abbildung 1: Gesamtstaatlicher Finanzierungssaldo (in % des BIP) gemäß Projektion 

Die durchgezogene blaue Linie zeigt die Entwicklung des unbereinigten Finanzierungssaldo in % des BIP. Bis zum Jahr 

2025 weist die durchgezogene blaue Linie die Werte gemäß aktuellem Ausweis des statistischen Bundesamtes aus. Für 

das Jahr 2026 sind die dem Stabilitätsrat vorgelegten Schätzungen mit (grün) und ohne (blau) Bereinigung aufgrund der 

NEC abgetragen. Die gestrichelte blaue Linie bildet wiederum die Werte aus der Projektion vom Herbst 2025 ab. 

Abbildung 2: Entwicklung der Nettoausgaben und des Kontrollkontos (in % des BIP) 

Eigene Berechnungen. Die rote Linie zeigt die Fortschreibung der Nettoausgaben mit der Obergrenze gemäß FSP (ohne 

Berücksichtigung der NEC). Die durchgezogene blaue Linie zeigt die Fortschreibung der Nettoausgaben mit den Wachs-

tumsraten entsprechend der Beschlussvorlage des Stabilitätsrates. Die gestrichelte blaue Linie zeigt die rechnerische 

Fortschreibung der Nettoausgaben ohne Auflösung der Handlungsbedarfe gemäß der Projektion für den Stabilitätsrat 

vom letzten Herbst. Alle drei Ausgabenpfade sind im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung (BIP) gemäß der Jahresprojektion 

der Bundesregierung unter Berücksichtigung der BIP-Revision vom März dargestellt (linke Skala). Die Säulen bilden den 

kumulierten Stand des Kontrollkontos jeweils ohne (grün) und mit (blau) Berücksichtigung der NEC in % des BIP ab 

(rechte Skala). 
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